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Leistungsverzeichnis 
Reiseschutz der BKS Mastercard 

 

Voraussetzung für den  
Versicherungsschutz 

Leistungsverzeichnis 
Versicherte Person = 

Inhaber 

Besitz  

Leistungen bei Erkrankung/Unfall im Ausland  

Information in medizinischen Belangen 

 

ja 

Transport ins Krankenhaus/Verlegungstransport 

 

bis 100 % 

Heimtransport nach Österreich bei medizinischer Notwendigkeit  
(Ambulanzjet nur aus Europa oder einem Mittelmeeranrainerstaat) 

 

bis 100 % 

Außerplanmäßige Rückreisekosten nach Österreich, wenn Rückreise mit 
vorhandenem Rückreiseticket nach stationärer Behandlung nicht möglich 

 

bis 100 % 

Krankenbesuch bei Krankenhausaufenthalt von mehr als 10 Tagen 

 

Hin/Rückreise bis 100 % 
Hotelkosten (Übernachtung 

und Frühstück) bis € 40,- pro 
Tag für max. 10 Tage 

 

Überführung im Todesfall 

 

bis 100 % 

Hilfeleistungen in Notsituationen im Ausland  

Vorschuss bei Verlust der Kreditkarte 

 

bis € 900,- 

Hilfe bei Verlust von Reisedokumenten 

 

ja 

Außerplanmäßige Rückreisekosten bei Erkrankung bzw. Todesfall  
eines Angehörigen 

 

bis 100 % 

Hilfe bei Beschaffung eines Anwalts und Kostenvorschuss 
(nur wenn der Inhaber zivilrechtlich belangt wird – ausgeschlossen sind Schäden 
durch/mit Motorfahrzeuge/n) 

 

bis € 1.250,- 

Vorschuss für Kaution 
(für Zivilprozesskosten und für die Freilassung des Inhabers bei einer Festnahme in-
folge eines Verkehrsunfalls) 

bis € 5.100,- 

  

Versicherer: Europäische Reiseversicherung AG, Sitz in Wien, Kratochwjlestraße 4, A-1220 Wien, 
Tel. +43/1/317 25 00, E-Mail: info@europaeische.at. 24-Stunden-Notrufnummer +43/1/50 444 00.  
Firmenbuch HG Wien FN 55418y. 
Aufsichtsbehörde: FMA-Finanzmarktaufsicht, Bereich: Versicherungsaufsicht, Otto-Wagner-Platz 5, A-1090 Wien 
 
Die im Leistungsverzeichnis angeführten Versicherungssummen begrenzen die Leistung des Versicherers für alle 
Versicherungsfälle innerhalb eines Kalenderjahres und gelten pro Inhaber.  
 
Kein Versicherungsschutz besteht in Afghanistan, Belarus, Iran, der Krim, Myanmar, Nordkorea, Russland, Syrien 
und Venezuela. 
 
Es gelten die EUROPÄISCHE Reiseversicherungsbedingungen für den Kreditkarten-Reiseschutz der BKS Mas-
terCard (ERV-RVB BKS MC 2023). 
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EUROPÄISCHE Reiseversicherungsbedingungen für den 
Reiseschutz der BKS Mastercard (ERV-RVB BKS MC 2023) 

 

Soweit in diesen Versicherungsbedingungen personenbezogene Bezeichnungen nur in männlicher Form 
angeführt sind, beziehen sie sich auf alle Geschlechter  in gleicher Weise. Gesetzesstellen des Versiche-
rungsvertragsgesetzes (VersVG), die in diesen Bedingungen angeführt werden, sind nachfolgend unter 
"Auszug aus dem Versicherungsvertragsgesetz (VersVG)" im vollen Wortlaut wiedergegeben.  

Inhaltsverzeichnis 

Allgemeiner Teil 

Gemeinsame Bestimmungen 
 Art. 1: Begriffsbestimmungen 
 Art. 2: Versicherte Personen 
 Art. 3: Zeitlicher Geltungsbereich 
 Art. 4: Örtlicher Geltungsbereich sowie Voraussetzungen für den Versicherungsschutz 
 Art. 5: Versicherungssummen 
 Art. 6: Ausschlüsse  
 Art. 7: Obliegenheiten 
 Art. 8: Form von Erklärungen 
 Art. 9: Subsidiarität 

Besonderer Teil 

I. Leistungen bei Erkrankung/Unfall im Ausland 

 Art. 10: Versicherungsfall 
 Art. 11: Leistungsumfang 
 Art. 12: Ausschlüsse 
 Art. 13: Obliegenheiten 

II. Reisegepäckversicherung 

 Art. 14: Versicherungsfall 
 Art. 15: Hilfe bei Verlust von Reisedokumenten 
 Art. 16: Ausschlüsse 

III. Hilfeleistungen in Notsituationen im Ausland 

Anmerkung: Hilfe bei Verlust von Reisedokumenten ist im Teil II „Reisegepäckversicherung“ in Artikel 15 geregelt.  
 

 Art. 17: Vorschuss bei Verlust der Kreditkarte 
 Art. 18: Außerplanmäßige Rückreisekosten nach Österreich 
 Art. 19: Hilfe bei Haft oder Haftandrohung im Ausland 
 
 
 

Anhang - Auszug aus dem Versicherungsvertragsgesetz (VersVG) 
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EUROPÄISCHE Reiseversicherungsbedingungen für den Kreditkarten-Reise-
schutz der BKS MasterCard (ERV-RVB BKS MC 2023) 

Allgemeiner Teil 
Gemeinsame Bestimmungen 

Artikel 1 
Begriffsbestimmungen 

1. Kreditkarte: von der BKS Bank AG ausgegebene, gültige 
MasterCard. 

2. Inhaber: namentlich auf der Karte genannter, berechtigter 
Inhaber einer Kreditkarte. 

3. Ausland: alle Länder ausgenommen Österreich sowie jene 
Länder, in denen die versicherte Person einen Wohnsitz 
hat oder für die versicherte Person eine gesetzliche Kran-
kenversicherung besteht. 

4. Wohnsitz: jede amtlich registrierte Meldeadresse. Verla-
gert sich der Mittelpunkt des Lebensinteresses (wenn 
auch nur befristet z.B. wegen Studium, Berufsausübung 
usw.) an einen neuen Ort, wird damit ein neuer Wohnsitz 
begründet. Im Zweifel gilt ab einer beabsichtigten Aufent-
haltsdauer von länger als 90 Tagen der neue Aufenthalts-
ort als Wohnsitz. 

Artikel 2 
Versicherte Personen 

Versicherte Person ist der Inhaber. 

Artikel 3 
Zeitlicher Geltungsbereich 

1. Sofern nicht anders vereinbart, gilt der Versicherungs-
schutz für die ersten 90 Tage jeder Reise.  

2. Der Versicherungsschutz endet spätestens mit dem Tag,  
an dem 

– der Inhaber die Berechtigung zur Verwendung der Kre-
ditkarte verliert; 

– der Kreditkartenvertrag des Inhabers endet;  
– die Gültigkeit der Kreditkarte abläuft (24 Uhr Ortszeit);  
– der Inhaber vom Versicherungsschutz ausgeschlossen 

wurde. 

Artikel 4 
Örtlicher Geltungsbereich sowie Voraussetzungen für den 

Versicherungsschutz 

Sofern nicht anders vereinbart, gilt der Versicherungsschutz 
weltweit im Ausland, mit Ausnahme von Afghanistan, Belarus, 
Iran, der Krim, Myanmar, Nordkorea, Russland, Syrien und 
Venezuela. 
– Voraussetzung: Besitz einer Kreditkarte und Wohnsitz in 

Österreich 
– Die Leistung Heimtransport nach Österreich bei medizini-

scher Notwendigkeit mit Ambulanzjet gilt nur aus Europa 
oder einem Mittelmeeranrainerstaat. 

Artikel 5 
Versicherungssummen 

Die im Leistungsverzeichnis angeführten Versicherungssum-
men begrenzen die Leistung des Versicherers für alle Versi-
cherungsfälle innerhalb eines Kalenderjahres und gelten pro 
Inhaber.  
Auch wenn ein Anspruch aus Besitz von oder Mitversicherung 
aus mehreren Kreditkarten abgeleitet werden könnte, verviel-
fachen sich die angegebenen Versicherungssummen nicht.  
 
 
 
 
 

Artikel 6 
Ausschlüsse 

1. Es besteht kein Versicherungsschutz für Ereignisse, die 
1.1. vorsätzlich oder grob fahrlässig durch die versi-

cherte Person herbeigeführt werden; 
1.2. bei Teilnahme an Marine-, Militär- oder Luftwaffen-

Diensten oder -Operationen eintreten; 
1.3. durch jegliche Einwirkung von atomaren, biologi-

schen und chemischen Waffen (ABC-Waffen) ver-
ursacht werden; 

1.4. mit Krieg, Bürgerkrieg, kriegsähnlichen Zuständen 
oder inneren Unruhen zusammenhängen. Wenn die 
versicherte Person während der versicherten Reise 
von einem dieser Ereignisse überrascht wird, be-
steht Versicherungsschutz bis zur ehestmöglichen 
Ausreise. Jedenfalls kein Versicherungsschutz be-
steht für die aktive Teilnahme an Krieg, Bürger-
krieg, kriegsähnlichen Zuständen und inneren Un-
ruhen; 

1.5. auf Reisen eintreten, die trotz Reisewarnung unter-
nommen werden. Als Reisewarnungen gelten alle 
Reisewarnungen (für ein gesamtes Land) und par-
tiellen Reisewarnungen (für ein bestimmtes Gebiet) 
des österreichischen Außenministeriums. Bei Rei-
sewarnungen wegen Epidemien oder Pandemien 
gilt der Ausschluss nur für Ereignisse, die in unmit-
telbarem und ursächlichem Zusammenhang mit 
diesen stehen. Wird während der versicherten 
Reise eine Reisewarnung erlassen, die zur drin-
genden Ausreise auffordert, besteht Versiche-
rungsschutz bis zur ehestmöglichen Ausreise;  

1.6. beim Versuch oder der Begehung gerichtlich straf-
barer vorsätzlicher Handlungen durch die versi-
cherte Person eintreten; 

1.7. durch Streik hervorgerufen werden; 
1.8. durch Selbsttötung oder Selbsttötungsversuch der 

versicherten Person ausgelöst werden; 
1.9. bei Reisen in unerschlossene oder unerforschte 

Gebiete sowie in einer Seehöhe über 5.000 m ein-
treten; 

1.10. durch Einfluss ionisierender Strahlen im Sinne des 
Strahlenschutzgesetzes oder durch Kernenergie 
verursacht werden; 

1.11. die versicherte Person infolge einer erheblichen 
Beeinträchtigung ihres psychischen und physi-
schen Zustandes durch Alkohol, Suchtgifte oder 
Medikamente erleidet; 

1.12. beim Lenken eines Kraftfahrzeuges herbeigeführt 
werden, wenn der Lenker die jeweilige kraftfahr-
rechtliche Berechtigung, die im Land des Ereignis-
ses, zum Lenken dieses Kraftfahrzeuges erforder-
lich wäre, nicht besitzt; dies gilt auch dann, wenn 
dieses Fahrzeug nicht auf Straßen mit öffentlichem 
Verkehr gelenkt wird; 

1.13. bei Benützung von Luftfahrzeugen (z.B. Motorluft-
fahrzeuge, Segelflugzeuge, Paragleiter, Drachen-
flieger und Hängegleiter, Fallschirme, Freiballone) 
entstehen, ausgenommen als Passagier in einem 
Motorluftfahrzeug, für das eine Passagiertrans-
portbewilligung vorliegt. Als Passagier gilt, wer 
weder mit dem Betrieb des Luftfahrzeuges in ur-
sächlichem Zusammenhang steht noch Besat-
zungsmitglied ist noch mittels des Luftfahrzeuges 
eine berufliche Betätigung ausübt; 

1.14. bei Beteiligung als Fahrer, Beifahrer oder Insasse 
eines Motorfahrzeuges bei Fahrveranstaltungen 
(einschließlich den dazugehörigen Trainings- und 
Qualifikationsfahrten), bei denen es auf das 
schnellstmögliche Zurücklegen einer vorgegebe-
nen Fahrstrecke oder die Bewältigung von  
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Hindernissen bzw. schwierigem Gelände an-
kommt, oder bei Fahrten auf Rennstrecken entste-
hen; 

1.15. bei Ausübung von Berufssport inklusive Trainings 
entstehen; 

1.16. bei Teilnahme an Landes-, Bundes- oder internati-
onalen Sportwettbewerben sowie am offiziellen 
Training für diese Veranstaltungen auftreten; 

1.17. bei Tauchgängen entstehen, wenn die versicherte 
Person keine international gültige Berechtigung für 
die betreffende Tiefe besitzt, außer bei Teilnahme 
an einem Tauchkurs mit einem befugten Tauchleh-
rer. Jedenfalls besteht kein Versicherungsschutz 
bei Tauchgängen in einer Tiefe von mehr als 40 m; 

1.18. bei Klettertouren, Bergsteigtouren und Skitouren, 
Bungee-Jumping sowie bei Rafting, Canyoning 
und Wildwasserpaddeln eintreten, wenn diese Ak-
tivitäten ohne geprüften Führer unternommen wer-
den; 

1.19. infolge der Ausübung einer beruflichen manuellen 
Tätigkeit durch die versicherte Person entstehen. 
Übliche Tätigkeiten im Rahmen eines Au-Pair-Auf-
enthaltes sowie im Gast- und Hotelgewerbe sind 
versichert; 

1.20. infolge Ausübung einer Extremsportart auftreten. 
2. Sanktionsklausel: Soweit die versicherte Person eine 

sanktionierte Person, ein sanktioniertes Unternehmen 
oder eine sanktionierte Organisation ist, die auf einer 
Sanktionsliste der Vereinten Nationen, der Europäischen 
Union, der Vereinigten Staaten von Amerika, des Vereinig-
ten Königreichs oder der Republik Österreich angeführt 
ist, und im Ausmaß der Sanktion, wird für diese kein Ver-
sicherungsschutz gewährt, keine Zahlung geleistet und 
keine Leistung erbracht, die diesem direkt oder indirekt 
zukommt. 

3. Neben diesen allgemeinen Ausschlüssen vom Versiche-
rungsschutz sind besondere in Artikel 12 und Artikel 16 
geregelt. 

Artikel 7 
Obliegenheiten 

1. Als Obliegenheiten, deren Verletzung die Leistungsfreiheit 
des Versicherers nach Maßgabe der Voraussetzungen und 
Begrenzungen des § 6 Absatz 3 VersVG (siehe Anhang) 
bewirkt, werden bestimmt: Der Versicherungsnehmer 
oder die versicherte Person haben 
1.1. den Eintritt des Versicherungsfalles, nachdem sie 

von ihm Kenntnis erlangt haben, ehestmöglich dem 
Versicherer anzuzeigen und ihn umfassend über 
Schadenereignis und Schadenausmaß zu informie-
ren; 

1.2. nach Möglichkeit zur Feststellung des Sachverhaltes 
beizutragen, dem Versicherer jede erforderliche 
Auskunft wahrheitsgemäß zu erteilen und jede zu-
mutbare Untersuchung über Ursache und Höhe der 
Leistungspflicht zu gestatten; 

1.3. soweit nach den Umständen im Einzelfall zumutbar 
1.3.1. Beweismittel, die Ursache und Höhe der 

Leistungspflicht belegen (wie Stornokosten-
abrechnung, Buchungsbestätigungen, Poli-
zeiprotokolle, Bestätigungen von Fluglinien, 
Arzt- und Krankenhausatteste, Rechnungen 
usw.), dem Versicherer zu übergeben. Origi-
nalbelege sind dem Versicherer auf dessen 
Verlangen zu übergeben, soweit der Versi-
cherer den Schaden ersetzt;  

1.3.2. bei Erkrankung oder Unfall eine entspre-
chende Bestätigung des behandelnden Arz-
tes (bei Reiseabbruch vom Arzt vor Ort) aus-
stellen zu lassen; 

1.3.3. Schäden, die in Gewahrsam eines Transport-
unternehmens oder Beherbergungsbetriebes 
eingetreten sind, diesem ehestmöglich nach  

 
Entdeckung anzuzeigen und eine Bescheini-
gung darüber zu verlangen; 

1.3.4. Schäden, die durch strafbare Handlungen 
verursacht wurden, ehestmöglich unter ge-
nauer Darstellung des Sachverhaltes und un-
ter Angabe des Schadenausmaßes der zu-
ständigen Sicherheitsdienststelle vor Ort an-
zuzeigen und eine Bescheinigung darüber zu 
verlangen. 

2. Als Obliegenheit, deren Verletzung die Leistungsfreiheit 
des Versicherers nach Maßgabe der Voraussetzungen und 
Begrenzungen des § 6 Absatz 1 VersVG (siehe Anhang) 
bewirkt, wird bestimmt: Sollte die versicherte Person US-
amerikanischer Staatsbürger oder dort erlaubterweise 
dauerhaft ansässig sein (resident) und nach Kuba reisen, 
ist sie verpflichtet nachzuweisen, dass sie sämtliche für 
diese Reise geltenden US-amerikanischen Vorschriften 
eingehalten hat, andernfalls können vom Versicherer 
keine Versicherungsleistungen oder Zahlungen erbracht 
werden. 

3. Neben diesen allgemeinen Obliegenheiten sind besondere 
in Artikel 13 geregelt. 

Artikel 8 
Form von Erklärungen 

Alle Erklärungen und Informationen der versicherten Person 
und sonstiger Dritter im Zusammenhang mit dem Versiche-
rungsvertrag müssen per Online-Formular des Versicherers, 
Mail oder Post übermittelt werden. 

Artikel 9 
Subsidiarität 

Bestehen für einen Versicherungsfall auch Leistungsver-
pflichtungen anderer Sozial- oder Privatversicherungen, ge-
hen diese vor (Subsidiarität). Die Ansprüche der versicherten 
Person aus dem vorliegenden Versicherungsvertrag bleiben 
hiervon jedoch unberührt: Meldet die versicherte Person den 
Versicherungsfall dem Versicherer, wird dieser in Vorleistung 
treten und den Schadenfall bedingungsgemäß regulieren. Be-
achten Sie die besondere Bestimmung in Artikel 11 Punkt 5. 

Besonderer Teil 

I: Leistungen bei Erkrankung/Unfall im Ausland 

Artikel 10 
Versicherungsfall 

Versicherungsfall ist eine unerwartet akut eintretende Erkran-
kung (einschließlich epidemischer oder pandemischer Krank-
heiten), der Eintritt einer unfallbedingten Körperverletzung 
oder der Eintritt des Todes der versicherten Person während 
einer Reise im Ausland. 

Artikel 11 
Leistungsumfang 

1. Der Versicherer ersetzt die notwendigen, nachgewiesenen 
Kosten für 
1.1. den Transport in das nächstgelegene Krankenhaus 

und einen medizinisch notwendigen Verlegungs-
transport; 

1.2. den Heimtransport nach Österreich, und zwar sobald 
dieser medizinisch sinnvoll und vertretbar ist, mit 
medizinisch adäquaten Transportmitteln (einschließ-
lich Ambulanzjet); 

1.3. die Überführung Verstorbener in der Standardnorm 
nach Österreich. 

1.4. die Rückreise nach Österreich, wenn die Rückreise 
mit dem vorhandenen Rückreiseticket nach einer 
stationären Behandlung im Ausland nicht möglich 
ist. Darunter sind jene Kosten zu verstehen, die 
durch Nichtverwendbarkeit oder nur teilweise  
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Verwendbarkeit gebuchter Rückflugtickets oder 
sonstiger Fahrausweise entstehen, nicht jedoch 
Storno- und Rücktrittsgebühren – es werden die 
Kosten für das preisgünstigste in Betracht kom-
mende Verkehrsmittel ersetzt.  

2. Dauert der Krankenhausaufenthalt im Ausland länger als 
zehn Tage, organisiert der Versicherer die Reise einer dem 
Versicherten nahestehenden, nicht mitreisenden Person 
zum Ort des Krankenhausaufenthaltes und von dort zu-
rück zum Wohnort und übernimmt die Kosten für das 
preisgünstigste in Betracht kommende Verkehrsmi ttel. 
Die Kosten des Aufenthaltes vor Ort werden bis zur ver-
traglich vereinbarten Versicherungssumme ersetzt.  

3. Werden Leistungen gemäß Punkt 1.1 bis 1.4 notwendig, 
werden bei Kontaktaufnahme mit der 24-Stunden-Notruf-
nummer des Versicherers die notwendigen Maßnahmen 
vom Versicherer organisiert und die notwendigen Kosten 
direkt an den Leistungsträger bezahlt.  

4. Die Leistungen werden in Euro erbracht. Die Umrechnung 
von Devisen erfolgt, sofern der Ankauf diesbezüglicher 
Devisen nachgewiesen wird, unter Heranziehung des 
nachgewiesenen Umrechnungskurses. Erfolgt diesbezüg-
lich kein Nachweis, gilt der von der Österreichischen Na-
tionalbank veröffentlichten Euro-Referenz- und Wechsel-
kurse zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles. 

5. Wenn die versicherte Person Leistungen nach Punkt 1.1. 
selbst bezahlt hat und für diese Leistungen Versiche-
rungsschutz aus einer Sozialversicherung besteht, so 
muss sie diese Kosten zuerst bei der Sozialversicherung 
einreichen. Unterlässt sie dies, so reduziert sich die Er-
satzleistung des Versicherers um 10%, mind. € 75.  

Artikel 12 
Ausschlüsse 

Nicht erstattet werden Kosten für 
1. Transporte in Zusammenhang mit bestehenden oder chro-

nischen Krankheiten oder bei Schwangerschaft.  
2. Transporte in Zusammenhang mit Unfällen durch körper-

liche Schädigung bei Heilmaßnahmen und Eingriffen, die 
der Versicherte an seinem Körper vornimmt oder vorneh-
men lässt, soweit nicht ein Versicherungsfall hierzu der 
Anlass war. Soweit ein Versicherungsfall der Anlass war, 
findet Artikel 6 Punkt 1.10. keine Anwendung; 

3. medizinische Behandlungen aller Art.  
 

Artikel 13 
Obliegenheiten 

Als Obliegenheit, deren Verletzung die Leistungsfreiheit des 
Versicherers nach Maßgabe der Voraussetzungen und Be-
grenzungen des § 6 Absatz 3 VersVG (siehe Anhang) bewirkt, 
wird bestimmt: 
Werden Heimtransport oder Überführung Verstorbener not-
wendig, ist ehestmöglich mit der 24-Stunden-Notrufnummer 
des Versicherers Kontakt aufzunehmen, um allfällige Weisun-
gen des Versicherers einzuholen. 
 

II: Reisegepäckversicherung 

Artikel 14 
Versicherungsfall 

 
Versicherungsfall ist die Beschädigung oder das Abhanden-
kommen der versicherten Gegenstände 
– durch nachgewiesene Fremdeinwirkung (z.B. Diebstahl 

oder Sachbeschädigung); 
– durch Elementarereignis oder Feuer;  
– durch Verkehrsunfall (ausgenommen Eigenverschulden); 
 
 

 
– in Gewahrsam eines Beförderungsunternehmens, eines 

Beherbergungsbetriebes, einer bewachten Garderobe 
oder einer Gepäckaufbewahrung. 

Artikel 15 
Hilfe bei Verlust von Reisedokumenten 

 
Kommen aufgrund eines Versicherungsfalles gemäß Arti-
kel 14 während der Reise für die Reise benötigte Dokumente 
(z.B. Reisepass, Personalausweis, Visum, Führerschein, Zu-
lassungsschein) abhanden, ist der Versicherer bei der Ersatz-
beschaffung behilflich. 

Artikel 16 
Ausschlüsse 

 
Es besteht kein Versicherungsschutz für Ereignisse, die durch 
Selbstverschulden, Vergessen, Liegenlassen, Verlieren, Ver-
legen, Fallen-, Hängen- oder Stehenlassen, mangelhafte Ver-
wahrung oder mangelhafte Beaufsichtigung verursacht wer-
den. 

III: Hilfeleistungen in Notsituationen im Ausland 
 

Anmerkung: Hi lfe bei Verlust von Reisedokumenten ist im Teil II „Rei-
segepäckversicherung“ in Artikel  15 geregelt. 

Artikel 17 
Vorschuss bei Verlust der Kreditkarte 

 
1. Versicherungsfall 
 Ein Versicherungsfall liegt vor, wenn der Inhaber während 

der Reise in eine finanzielle Notlage gerät, weil aufgrund 
eines Versicherungsfalles gemäß Artikel 15 seine Kredit-
karte abhandengekommen ist. 

2. Versicherungsleistung 
 Ist eine Serviceleistung durch ein Ersatzkarten- und Bar-

geldservice-Programm nicht verfügbar, stellt der Versi-
cherer einen Bargeldvorschuss bis zur dafür vereinbarten 
Summe zur Verfügung und trägt die Kosten des Geld-
transfers. Der Vorschuss wird nur gegen Empfangsbestä-
tigung gewährt. 

3. Rückzahlungsverpflichtung 
 Die versicherte Person verpflichtet sich, den Vorschuss 

innerhalb von zwei Wochen nach Rückkehr von der Reise, 
spätestens jedoch innerhalb von zwei Monaten nach Zah-
lungserhalt an den Versicherer zurückzuzahlen.  

Artikel 18 
Außerplanmäßige Rückreisekosten nach Österreich 

 
1. Versicherungsfall 
 Ein Versicherungsfall liegt vor, wenn die versicherte Per-

son eine Reise vorzeitig beenden muss und daher die ge-
buchte Rückreise nach Österreich nicht antreten kann, 
weil ihre Anwesenheit in Österreich dringend erforderlich 
ist wegen akut eintretender schwerer Erkrankung (ein-
schließlich epidemischer oder pandemischer Krankhei-
ten), schwerer gesundheitlicher Unfallfolgen oder Tod ih-
res Ehepartners (Lebensgefährten) oder nahen Verwand-
ten (Eltern, Kinder oder Geschwister).  

2. Entschädigungsleistung 
 Der Versicherer ersetzt die durch die vorzeitige Rückreise 

nach Österreich entstandenen zusätzlichen Fahrtkosten 
der versicherten Person. Darunter sind jene Kosten zu 
verstehen, die durch Nichtverwendbarkeit oder nur teil-
weise Verwendbarkeit gebuchter Rückflugtickets oder 
sonstiger Fahrausweise entstehen, nicht jedoch Storno- 
und Rücktrittsgebühren. Es werden die Kosten für das 
preisgünstigste in Betracht kommende Verkehrsmittel er-
setzt. 
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Artikel 19 
Hilfe bei Haft oder Haftandrohung im Ausland 

 
1. Versicherungsfall 

Ein Versicherungsfall liegt vor, wenn die versicherte Per-
son im Ausland mit Haft bedroht oder verhaftet wird.  

2. Versicherungsleistung 
Der Versicherer ist bei der Beistellung eines Rechtsan-
waltes sowie eines Dolmetschers behilflich. Der Versi-
cherer stellt weiters, bis zur im Leistungsverzeichnis an-
gegebenen Versicherungssumme, einen Vorschuss für 
einen Rechtsanwalt sowie gegebenenfalls für eine Straf-
kaution zur Verfügung. 

3. Verpflichtung der versicherten Person 
Die versicherte Person verpflichtet sich, den Vorschuss 
innerhalb von zwei Wochen nach Rückkehr von der 
Reise, spätestens jedoch innerhalb von zwei Monaten 
nach Zahlungserhalt, an den Versicherer zurückzuzah-
len. 

 
 
 
 

Anhang 
 

Auszug aus dem Versicherungsvertragsgesetz (VersVG) 
 

§ 6 Versicherungsvertragsgesetz 
 
(1) Ist im Vertrag bestimmt, dass bei Verletzung einer Oblie-
genheit, die vor dem Eintritt des Versicherungsfalles dem Ver-
sicherer gegenüber zu erfüllen ist, der Versicherer von der 
Verpflichtung zur Leistung frei sein soll, so tritt die verein-
barte Rechtsfolge nicht ein, wenn die Verletzung als eine un-
verschuldete anzusehen ist. Der Versicherer kann den Vertrag 
innerhalb eines Monates, nachdem er von der Verletzung 
Kenntnis erlangt hat, ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist 
kündigen, es sei denn, dass die Verletzung als eine unver-
schuldete anzusehen ist. Kündigt der Versicherer innerhalb 
eines Monates nicht, so kann er sich auf die vereinbarte Leis-
tungsfreiheit nicht berufen. 
 
(1a) Bei der Verletzung einer Obliegenheit, die die dem Versi-
cherungsvertrag zugrundeliegende Äquivalenz zwischen Ri-
siko und Prämie aufrechterhalten soll, tritt die vereinbarte 
Leistungsfreiheit außerdem nur in dem Verhältnis ein, in dem 
die vereinbarte hinter der für das höhere Risiko tarifmäßig 
vorgesehenen Prämie zurückbleibt. Bei der Verletzung von 
Obliegenheiten zu sonstigen bloßen Meldungen und Anzei-
gen, die keinen Einfluss auf die Beurteilung des Risikos durch 
den Versicherer haben, tritt Leistungsfreiheit nur ein, wenn 
die Obliegenheit vorsätzlich verletzt worden ist.  
 
(2) Ist eine Obliegenheit verletzt, die vom Versicherungsneh-
mer zum Zweck der Verminderung der Gefahr oder der Ver-
hütung einer Erhöhung der Gefahr dem Versicherer gegen-
über - unabhängig von der Anwendbarkeit des Abs. 1a - zu 
erfüllen ist, so kann sich der Versicherer auf die vereinbarte 
Leistungsfreiheit nicht berufen, wenn die Verletzung keinen 
Einfluss auf den Eintritt des Versicherungsfalls oder soweit 
sie keinen Einfluss auf den Umfang der dem Versicherer ob-
liegenden Leistung gehabt hat.  
 
(3) Ist die Leistungsfreiheit für den Fall vereinbart, dass eine 
Obliegenheit verletzt wird, die nach dem Eintritt des Versiche-
rungsfalles dem Versicherer gegenüber zu erfüllen ist, so tritt 
die vereinbarte Rechtsfolge nicht ein, wenn die Verletzung 
weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit beruht. Wird 
die Obliegenheit nicht mit dem Vorsatz verletzt, die Leis-
tungspflicht des Versicherers zu beeinflussen oder  
erkennbar für die Leistungspflicht des Versicherers bedeut-
sam sind, so bleibt der Versicherer zur Leistung verpflichtet, 
soweit die Verletzung weder auf die Feststellung des Versi-
cherungsfalls noch auf die Feststellung oder den Umfang der 
dem Versicherer obliegenden Leistung Einfluss gehabt hat . 

 
(4) Eine Vereinbarung, nach welcher der Versicherer bei Ver-
letzung einer Obliegenheit zum Rücktritt berechtigt sein soll, 
ist unwirksam. 
 
(5) Der Versicherer kann aus der fahrlässigen Verletzung einer 
vereinbarten Obliegenheit Rechte nur ableiten, wenn dem 
Versicherungsnehmer vorher die Versicherungsbedingungen 
oder eine andere Urkunde zugegangen sind, in der die Oblie-
genheit mitgeteilt wird. 
 
 

***************** 
 
 
 
Versicherer: 
Europäische Reiseversicherung AG  
Sitz in Wien, Kratochwjlestraße 4, A-1220 Wien 
Tel. +43/1/317 25 00, E-Mail: info@europaeische.at, 
www.europaeische.at 
Firmenbuch HG Wien FN 55418y 
Aufsichtsbehörde:  
FMA Finanzmarktaufsicht, Bereich: Versicherungsaufsicht,  
Otto-Wagner-Platz 5, A-1090 Wien. 
 
Die Europäische Reiseversicherung AG gehört zur Unterneh-
mensgruppe der Assicurazioni Generali S.p.A., Triest , ein-
getragen im Versicherungsgruppenregister der IVASS unter 
der Nummer 026. 
 


